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A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


1. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die gegenwärtige 

Wuwer Mindestversicherungssumme der Kraftfahr- 

zeughaftpflichtversicherung für ausreichend, 
um die Folgen eines Unfalls bezahlen zu kön- 
nen? 


2. Abgeordneter 
Wuwer 


Hat die Bundesregierung die Absicht, die Min- 
destdeckungssumme der Kraftfahrzeughaft- 
pflichtversicherung herauf zu setzen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 


3. Abgeordneter 

Dr. Schneider 
(Nürnberg) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, bodenrecht- 
liche Gesetzesvorlagen im Deutschen Bundes- 
tag einzubringen, die über die Bestimmungen 
der zur Zeit beratenden Entwürfe für ein 
Städtebauförderungsgesetz hinausgehen? 


4. Abgeordneter 
Dr. Schneider 
(Nürnberg) 


Teilt die Bundesregierung die von Professor 
Gerhard Leib holz in diesen Tagen in einem 
Südwestfunk-Interview geäußerte Auffassung, 
der Gesetzgeber müsse den Mißständen am 
Bodenmarkt „durch eine Änderung der beste- 
henden Eigen tumsinhaltsbe Stimmungen" be- 
gegnen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


5. Abgeordnete 

Frau Dr. Walz 


Welche Prioritäten setzt die Bundesregierung 
für die Reform der Bildungsverwaltung? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


6. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in letz- 

Dr. Gruhl ter Zeit amerikanische und italienische Ge- 

richte gegen Gemeinden bzw. hohe Verwal- 
tung sbeamte Verfahren wegen Verletzung der 
Aufsichtspflicht im Zusammenhang mit der 
Umweltverschmutzung eingeleitet haben? 
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7. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Dr. Gruhl in der Bundesrepublik Deutschland ähnlidi 

vorzugehen, bzw. welche gesetzlichen Grund- 
lagen müßten noch geschaffen werden? 

Gedenkt die Bundesregierung, im Rahmen der 
Besoldungsneuregelung eine Angleichung der 
Nettobezüge von Beamten und Angestellten, 
die gleichwertige Tätigkeiten ausführen, anzu- 
streben? 

Welche Maßnahmen will die Bundesregierung 
in Zusammenarbeit mit den Ländern und den 
verschiedenen Wohlfahrtsverbänden ergreifen, 
um eine sichere und schnelle soziale und be- 
rufliche Eingliederung der in den nächsten 
Monaten und Jahren aus der Volksrepublik 
Polen in die Bundesrepublik Deutschland zu 
repratriierenden Deutschen im Augenblick und 
auf Dauer zu erreichen? 

10. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen, ob 
Burger in den Vorbereitungsdienst einer Laufbahn 

des einfachen Dienstes grundsätzlich neben 
Absolventen einer Hauptschule aus Gründen 
der Chancengleichheit auch Absolventen einer 
Sonderschule zugelassen werden können? 

Was hält die Bundesregierung von der Forde- 
rung, Disziplinarmaßnahmen gegen Ruhe- 
standsbeamte vollständig entfallen zu lassen, 
welchen gesetzlichen Zustand es früher schon 
einmal gegeben hat? 

12 . Abgeordneter Wird die Bundesregierung in ernstliche Er- 
Bühling wägung ziehen, ob die sogenannte Doppel- 

bestrafung der Beamten nach dem Anfang, der 
mit dem Gesetz zur Neuordnung des Bundes- 
disziplinarrechts vom 20. Juli 1967 gemacht 
worden ist, weiter eingeschränkt werden soll? 

Ich frage die Bundesregierung, ob ihr bekannt 
ist, daß die Standesämter den Heimatvertrie- 
benen bei der Ausstellung von Familienbü- 
chern nicht unerhebliche Schwierigkeiten ma- 
chen und trotz ausdrücklicher Betonung, daß 
Urkunden nicht mehr vorliegen, auf die Vor- 
lage solcher Urkunden drängen, ohne von der 
Möglichkeit Gebrauch zu machen, das Fami- 
lienbuch auf Grund eidesstattlicher Versiche- 
rungen anzulegen? 

14. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, auf einem ihr 

Rodt geeignet erscheinenden Wege die Standes- 

beamten der Bundesrepublik Deutschland hier 
nochmals nachdrücklichst auf die gesetzlichen 
Bestimmungen hinzuweisen? 


13. Abgeordneter 

Rock 


11. Abgeordneter 

Bühling 


9. Abgeordneter 
Storm 


8. Abgeordneter 
Koenig 
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15. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 


16. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 


17. Abgeordneter 
Pensky 


18. Abgeordneter 
Pensky 


19. Abgeordneter 

Dr. Arndt 
(Hamburg) 


20. Abgeordneter 

Dr. Arndt 
(Hamburg) 

21. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


22. Abgeordneter 

Dröscher 


23. Abgeordneter 

Mursch 


Wie beurteilt die Bundesregierung, insbeson- 
dere im Hinblick auf die Sicherheit der Zu- 
schauer, den Zustand der Großstadien in der 
Bundesrepublik Deutschland? 


Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die 
geltenden Rechtsvorschriften und Sicherheits- 
bestimmungen für die aus Anlaß der Fußball- 
weltmeisterschaft 1974 neu- oder auszubauen- 
den Stadien ausreichen? 

Ist die Bundesregierung bereit, sich für eine 
Realisierung der Empfehlung 601 (1970) der 
Beratenden Versammlung des Europarates 
hinsichtlich der Anwendung der IV. Genfer 
Konvention vom 12. August 1949 auf die 
Polizeibeamten einzusetzen? 


Wird sich die Bundesregierung bei ihren Be- 
mühungen um den Abschluß einer Internatio- 
nalen Polizeikonvention von den von Profes- 
sor Scheuner in seinem für die Bundesregie- 
rung erstellten Gutachten gemachten Vor- 
schlägen leiten lassen? 


Hält die Bundesregierung es mit dem Gleich- 
heitsgrundsatz (Artikel 3 GG) für vereinbar, 
daß nur das eheliche Kind eines deutschen Va- 
ters, nicht aber das eheliche Kind einer deut- 
schen Mutter, deren Ehemann Ausländer ist, 
die deutsche Staatsangehörigkeit durch Geburt 
erwirbt (§ 4 Abs. 1 des Staatsangehörigkeits- 
gesetzes)? 

Ist die Bundesregierung bereit, eine entspre- 
chende Novelle zum Reichs- und Staatsange- 
hörigkeitsgesetz vorzulegen? 


Hält die Bundesregierung an ihrer bisherigen 
Absicht fest, auch Höhenleistungszentren des 
Sports, wie z. B. auf dem Nebelhorn bei 
Oberstdorf als Bundesleistungszentrum des 
Deutschen Schwimmverbandes geplant, mit 
Bundesmitteln zu fördern, und welche lang- 
fristige Konzeption zur Förderung solcher Lei- 
stungszentren hat die Bundesregierung? 


Wann wird die Bundesregierung den „Härte- 
bericht" zur Gesetzgebung nach Artikel 131 GG 
vorlegen, nachdem der Termin 31. Dezember 
1970, bis zu welchem der Bericht ursprünglich 
vorliegen sollte, verstrichen ist? 


Wann ist mit der Vorlage des sogenannten 
Härteberichts zu Artikel 131 GG zu rechnen, 
dessen Vorlage vom Innenausschuß des Deut- 
schen Bundestages bis spätestens 31. Dezem- 
ber 1970 erbeten wurde? 
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24. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die anwach- 

Hansen sende Produktion von Einwegflaschen, Weg- 

werfbehältern aus Kunststoff usw. zur Ver- 
minderung der die öffentliche Hand belasten- 
den Kosten für die Müllbeseitigung gesetzlich 
zu unterbinden? 

25. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die Siche rungsvor- 

Dr. Jobst kehrungen an der Grenze zur CSSR für aus- 

reichend? 

26. Abgeordneter Wird die Bundesregierung Vorkehrungen tref- 

Dr. Jobst fen, die das Eindringen tschechischer Grenz- 

soldaten auf bayerisches Gebiet, wie es sich 
zu Beginn dieses Jahres bei der Verfolgung 
eines Flüchtlings aus der CSSR zugetragen 
hat, verhindern? 

27. Abgeordneter Ist in der Frage der Einleitung ungereinigter 

Schröder Abwässer aus der Provinz Groningen in das 

(Wilhelminenhof) Ems-Ästuar inzwischen eine Demarche an die 

Niederländische Regierung erfolgt und mit 
welchem Ergebnis? 

28. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung darüber hinaus in 

Schröder dieser Frage in dem Ems-Dollart-Vertrag von 

(Wilhelminenhof) 1954 und dem EWG-Vertrag eine Grundlage, 

um notfalls gegen den Bau dieser Abwasser- 
leitung rechtliche Schritte einzuleiten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 

29. Abgeordneter Auf welche Ursachen führt die Bundesrepublik 

Höcherl Deutschland den lt. Pressemeldungen als uner- 

wartet hoch bezeichneten Steuerausfall im 
Haushalt des Landes Berlin zurück? 

30. Abgeordneter Ist es der Bundesregierung möglich, darum zu 
Dr. Hammans bitten, daß die Dienstfahrzeuge der Bundes- 
regierung und der nachgeordneten Bundesbe- 
hörden von ihren Fahrern nicht mit laufenden 
Motoren für kürzere oder längere Zeit ange- 
halten oder geparkt werden, um damit einen 
eigenen Beitrag zum Kampf gegen die Ver- 
schmutzung der Umwelt zu leisten, indem die 
so schädlichen Auspuffgase auf das Betriebs- 
minimum reduziert werden? 

31. Abgeordneter Kann eine entsprechende Empfehlung an die 
Dr. Hammans Landesregierungen weitergeleitet werden? 

32. Abgeordneter Kann die Bundesregierung in Präzisierung 

Dr. Pohle einer dem Finanzausschuß gegebenen Aus- 

kunft für die Zukunft verbindlich erklären, 
daß die Verwendung von Petrolkoks der Num- 
mer 27.14-B des Zolltarifs als Reduktionsmittel 
bei metallurgischen Prozessen nicht der Mine- 
ralölsteuer unterliegt, oder ist die Bundesre- 
gierung der Auffassung, daß es hierzu einer 
Änderung des Mineralölsteuergesetzes bedarf? 
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33. Abgeordneter 
Lenzer 


34. Abgeordneter 

Lenzer 


35. Abgeordneter 
Dr. Fuchs 


36. Abgeordneter 
Dr. Fuchs 


37. Abgeordneter 
Josten 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Be- 
schluß des Finanzausschusses des Hessischen 
Städteverbandes in seiner Sitzung am 10. De- 
zember 1970, der Bund möge zur Besserung 
der Haushaltslage der Städte den im Gesetz 
zur Neuordnung der Gemeindefinanzen fest- 
gesetzten Gemeindeanteil an der Einkommen- 
steuer von 14% auf 18% erhöhen? 

Hält die Bundesregierung eine Erhöhung der 
Mineralölsteuer um weitere 3 Dpf. pro Liter 
für eine Möglichkeit, mit dem daraus erzielten 
Mehraufkommen an Mineralölsteuer eine Ver- 
besserung der Verkehrsverhältnisse der Ge- 
meinden zu erreichen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei der 
Erhöhung der Studienförderung von 330 DM 
auf 400 DM monatlich, wovon 40% als Darle- 
hen gewährt werden, in zahlreichen Fällen 
durch den Wegfall des Kinderfreibetrages und 
der Berücksichtigung der Mehrkosten aus aus- 
wärtiger Unterbringung und die dadurch be- 
dingte erhöhte Lohnsteuer, Kirchensteuer und 
die dadurch möglicherweise einsetzende Erhe- 
bung des Konjunkturzuschlages lediglich eine 
effektive Besserstellung von ca. 4 DM erreicht 
wird? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Lohnsteuer- 
und Einkommensteuer-Durchführungsverord- 
nungen so zu ändern, daß die offensichtlich 
notwendige Erhöhung der Studienförderung 
auf maximal 400 DM auch tatsächlich den Be- 
rechtigten zugute kommt? 

Ist in der Planung der Bundesregierung über 
das neue Regierungsviertel das Bundesmini- 
sterium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
mit einem seiner politischen Aufgabe ent- 
sprechendem Neubau berücksichtigt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


38. Abgeordneter 
Hödierl 


Wann beabsichtigt die Bundesregierung ihre 
Zusage auf Abschaffung der Couponsteuer 
einzulösen? 


39. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß sie die 
Dr. Luda vor Inkrafttreten des Auslandsinvestmentge- 

setzes in der Bundesrepublik Deutschland be- 
reits geschäftstätig gewesenen ausländischen 
Fonds und ihre Anleger in einer dauernden 
Ungewißheit läßt hinsichtlich eines evtl. Ver- 
triebsverbots, da das Bundesaufsichtsamt für 
das Kreditwesen nicht bereit ist, nach durch- 
geführter Prüfung einen Bescheid zu erteilen, 
wonach keine Verbotsvoraussetzungen vor- 
liegen? 
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40. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, dem Bundes- 

Dr. Luda aufsichtsamt für das Kreditwesen entsprechen- 

de Weisungen zu erteilen, wonach ein solcher 
Bescheid herausgegeben wird, wenn die sach- 
und pflichtgemäße Prüfung ergeben hat, daß 
ein Verbotsgrund nicht Vorgelegen hat und 
somit die Ungewißheit der Anleger hinsicht- 
lich ihrer eigenen steuerrechtlichen Probleme 
und der zukünftigen Geschäftstätigkeit besei- 
tigt werden kann? 

41. Abgeordneter Wäre es nicht im Interesse einer wirksame- 

Dr. Häfele ren Bekämpfung der Fälschung von Banknoten 

zweckmäßig, wenn der Bund oder die Deutsche 
Bundesbank solchen Bürgern, die unschuldig 
in den Besitz von gefälschten Banknoten ge- 
langt sind, eine Entschädigung böte? 

42. Abgeordneter Welche Gründe führten zum Rücktritt von 

Wohlrabe 4 Mitgliedern des Vorstandes der Stiftung 

Warentest in Berlin? 

43. Abgeordneter Was will die Bundesregierung tun, um zu ver- 

Pieroth hindern, daß infolge starker Auftragsrück- 

gänge und insbesondere wegen der schwieri- 
gen Exportsituation in der optischen Industrie 
Kurzarbeit und Massenentlassungen eintreten, 
und wie beurteilt die Bundesregierung die 
zukünftigen Exportchancen dieses Industrie- 
zweiges? 

44. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, angesichts 

Pieroth einer möglichen konjunkturellen Abschwä- 

chung, alles zu unternehmen, um möglichst 
rasch Kriterien für die Abgrenzung von För- 
dergebieten auch unterhalb der Landkreis- 
ebene zu erhalten, und wann ist mit der Vor- 
lage der entsprechenden Untersuchungsergeb- 
nisse und der Einbeziehung auch von Teilkrei- 
sen in die regionale Wirtschaftsförderung zu 
rechnen? 


Geschäftsbereich des Bundesminisiers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


45. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, bei den weite- 
Kiechle ren Verhandlungen in Brüssel darauf hinzu- 

wirken, daß bei der Einführung einer Prämien- 
regelung für die Nichtvermarktung von Milch 
und Milcherzeugnissen eine Prämie auch in 
Betrieben mit einer Kuhbestandsgröße unter 
10 Kühen gewährt wird und die Prämie die 
Umstellung nicht nur auf Rinderhaltung, son- 
dern generell auf Rauhfutterfresser berück- 
sichtigt? 
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46. Abgeordneter 
Kiechle 


47. Abgeordneter 
Dr. Ritz 


48. Abgeordneter 
Dr. Ritz 


49. Abgeordneter 
Dr. Enders 


50. Abgeordneter 
Dr. Enders 


5J. Abgeordneter 

Anbuhl 


Ist die Bundesregierung außerdem bereit, dar- 
auf hinzuwirken, daß die Prämienvergabe 
nicht von der Aufrechterhaltung eines Rauh- 
futterfressermindestbestandes abhängig ge- 
macht wird, um eine Verminderung des Vieh- 
besatzes mit einer extensiven Betriebsbewirt- 
sdiaftung verbinden zu können? 

Können landwirtschaftliche Unternehmer, die 
in der Zeit vom 1. August 1969 bis 31. Dezem- 
ber 1970 ihr landwirtschaftliches Unternehmen 
zur Agrarstrukturverbesserung abgegeben 
hatten und wegen Überschreitens ihres Unter- 
nehmens der zweifachen Mindestgröße keinen 
Anspruch auf Landabgaberente hatten, diese 
ab 1. Januar 1971 erhalten, wenn alle übrigen 
Bedingungen erfüllt sind? 

Können ehemalige landwirtschaftliche Unter- 
nehmer, die in der Zeit vom 1. August 1969 
bis 31. Dezember 1970 ihr landwirtschaftliches 
Unternehmen zur Agrarstrukturverbesserung 
abgegeben hatten und auf Grund dessen Al- 
tershilfe erhalten, die Altershilfe ab 1. Januar 
1971 in Landabgaberente umwandeln lassen, 
sofern die sonstigen Bedingungen zum Erhalt 
der Landabgaberente erfüllt sind? 

Tragen die Stufenzahlen zur Ermittlung des an- 
rechenbaren Einkommens auf die Ausgleichs- 
rente von Land- und Forstwirten (§ 9 der Ver- 
ordnung zur Durchführung des § 33 BVG) den 
regional sehr unterschiedlichen Einkommens- 
verhältnissen der Landwirtschaft genügend 
Rechnung? 

Ist die Bundesregierung bereit, die genannten 
Stufenzahlen stärker zu differenzieren, damit 
zur Vermeidung von Härten die regionalen 
Nachteile der Landwirtschaft bei der Festset- 
zung des anrechenbaren Einkommens besser 
berücksichtigt werden können? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die vom 
„Stormamer Tageblatt" am 9. Januar 1971 
publizierten Äußerungen des Parlamentari- 
schen Geschäftsführers der CDU/CSU-Fraktion, 
Olaf von Wrangel, nach denen die Opposition 
sich für eine „befristete Renationalisierung im 
EWG-Bereich" einsetzen will, um so eine Ge- 
sundung der deutschen Landwirtschaft zu er- 
reichen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


52. Abgeordnete Sieht die Bundesregierung die Möglichkeit, 
Frau Dr. Timm entsprechend dem Beschluß der weiblichen 
Mitglieder der SPD-Fraktion vom 11. Novem- 
ber 1970 bereits im Zusammenhang mit dem 
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Gesetzentwurf zur Reform des Ehescheidungs- 
rechts folgende sozialpolitische Maßnahmen 
zu beschließen: 

— Öffnung der Rentenversicherung für Frau- 
en und Selbständige 

— Wegfall der Vorversicherungszeiten für 
Frauen 

— Möglichkeit der Nachversicherung in der 
gesetzlichen Rentenversicherung für die 
nichterwerbstätige Ehefrau? 

53. Abgeordneter 

Storni 


54. Abgeordnete Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög- 
Frau Dr. Walz lichkeit, Musikern in der musikalischen Ju- 
gend- und Erwachsenenbildung und in der 
Laienmusikpflege stehenden Mitarbeitern und 
musikalischen Fachpersönlichkeiten anderer 
Bereiche zur Teilnahme an Fortbildungsmaß- 
nahmen wie Kursen und Arbeitstagungen be- 
zahlten Bildungsurlaub zu gewähren, in einer 
gesetzlichen Regelung besonders zu berück- 
sichtigen? 

Welche konkreten gesetzgeberischen Maßnah- 
men gedenkt die Bundesregierung zu ergrei- 
fen, um die kürzlich vom Bundesverfassungs- 
gericht festgestellte teilweise Verfassungswi- 
drigkeit der sogenannten Dreiviertelbelegung 
für freiwillig Weiterversicherte in der gesetz- 
lichen Rentenversicherung zu beseitigen? 

Bis wann gedenkt die Bundesregierung eine 
klare für den freiwillig versicherten Angestell- 
ten überschaubare Rechtslage auf diesem Ge- 
biet hergestellt zu haben? 

57. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, wonach die Bundesre- 

Härzsdiel gierung beabsichtigt, noch in diesem Jahr 

einen Gesetzentwurf einzubringen mit dem 
Ziel, die flexible Altersgrenze in der Renten- 
versicherung einzuführen? 

58. Abgeordneter Aus welchen Gründen wurde in der Gesetzes- 

Varelmann Vorlage die Wiedergutmachung nationalsozia- 

listischen Unrechts in der Sozialversicherung 
für die Bediensteten von unterdrückten Orga- 
nisationen und Verbänden nicht aufgenom- 
men (z. B. Caritasverbände, Innere Mission, 
Gemeindeschwestern, Kath. und Evgl. Arbei- 
terbewegung)? 


56. Abgeordneter 

Ruf 


55. Abgeordneter 

Ruf 


Welche Maßnahmen will die Bundesregierung 
in Zusammenarbeit mit den Ländern ergreifen, 
um die soziale Lage der Gastarbeiter in der 
Bundesrepublik Deutschland zu verbessern, 
und welche Bereiche sieht die Bundesregierung 
als die vordringlichsten an? 
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59. Abgeordneter 
Varelmann 


Geschäftsbereich 


60. Abgeordneter 

Würtz 


61. Abgeordneter 

Würtz 


62. Abgeordneter 
Dr. Sdiulze- 
Vorberg 


63. Abgeordneter 

Damm 


64. Abgeordneter 
Hansen 


65. Abgeordneter 
Heyen 


66. Abgeordneter 
Heyen 


Liegt Material vor über den Umfang dieses 
Personenkreises und über die geringe Entloh- 
nung, die während des 3. Reiches an diese 
Bediensteten gezahlt wurde? 


des Bundesministers der Verteidigung 


Trifft es zu, daß die bisher als stellvertretende 
Zugführer verwendeten Stabsfeldwebel der 
Feldjäger truppe nach Ernennung zum Offizier 
des militärfachlichen Dienstes nicht als Zug- 
und Dienstkommandoführer eingesetzt wer- 
den? 

Wie wird sichergestellt, daß die umfangreichen 
Fachkenntnisse dieser Fachoffiziere, die in 
langjährigen Ausbildungsgängen und im Ein- 
satz auf ihre Aufgaben vorbereitet wurden, 
der Feldjägertruppe nicht verloren gehen und 
sinnvoll weiter genutzt werden? 


Wie beurteilt die Bundesregierung im Zusam- 
menhang mit den Bemühungen zur Sicherung 
des Friedens Erwägungen, die Wehrpflicht in 
allen europäischen Staaten gleichzeitig und 
geichwertig abzubauen und schließlich gemein- 
sam aufzuheben? 


Ich frage die Bundesregierung, welche Erlässe 
oder Befehle gibt es, in denen klargestellt 
wird, wie die Kommandeure und Einheitsfüh- 
rer in denjenigen Fällen zu verfahren haben, 
in denen Soldaten, insbesondere Grundwehr- 
dienst leistende Soldaten, Rauschgift oder ver- 
gleichbare Mittel zu sich nehmen? 


Welche Vorkehrungen hat die Bundesregie- 
rung getroffen, damit sich die durch technische 
Mängel hervorgerufene „Starfighter" -Unfall- 
serie bei den Maschinen vom Typ „Phantom 
RF 4 E" nicht wiederholen kann? 


Trifft es zu, daß die Truppenbüchereien der 
Bundeswehr weiterhin eindeutig nazistische, 
rassistische, antisemitische und kriegsverherr- 
lichende Bücher enthalten? 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
ergriffen oder gedenkt sie zu ergreifen — ins- 
besondere im Hinblick auf die Buchempfeh- 
lungslisten des Bundesministeriums der Ver- 
teidigung — , damit Bücher der geschilderten 
Art aus den Truppenbüchereien entfernt wer- 
den? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


67. Abgeordneter 
Dr. Gefiner 


68. Abgeordneter 

Dr. Gefiner 


69. Abgeordneter 

Baier 


70. Abgeordneter 
Härzschel 


71. Abgeordneter 
Wohlrabe 


72. Abgeordneter 

Bäuerle 


73. Abgeordneter 
Dröscher 


74. Abgeordneter 

Walkhoff 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
das in der Bundesrepublik Deutschland für das 
Brauen von Bier gültige Reinheitsgebot durch 
chemische Zusätze im Zuge der EWG-Harmo- 
nisierung durchbrochen werden soll? 

Ist die Bundesregierung bereit, mit Nachdruck 
ihren Einfluß dahin gehend auszuüben, daß die 
Bierproduktion in den EWG-Staaten den Be- 
stimmungen über die Reinheit des Bieres an- 
gepaßt wird, die in der Bundesrepublik 
Deutschland gelten? 

Trifft es zu, daß dem Bundesministerium für 
Jugend, Familie und Gesundheit ein Gutachten 
vorliegt, aus welchem hervorgeht, daß die 
Erfahrungen, die man in Dänemark mit der 
Freigabe der Pornographie gemacht hat, kei- 
neswegs positiv sind? 

Wie hoch sind die durchschnittlichen Pflege- 
sätze in Alters- und Pflegeheimen, die nach 
1950 erbaut wurden, und wieviel Prozent be- 
trug die Erhöhung im letzten Jahr? 

Treffen Meldungen zu, nach denen der Parla- 
mentarische Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Jugend, Familie und Gesundheit 
den stark linksorientierten Verband Deutscher 
Studentenschaften (VDS) schriftlich aufforder- 
te, um eine erneute Förderung aus Mitteln des 
Bundesjugendplanes nachzusuchen? 

Ist die Bundesregierung bereit, zur Sicher- 
stellung der Krankenversorgung an Empfän- 
ger von Unterhaltshilfe, die sich vorüberge- 
hend im Ausland aufhalten (Urlaub), Maßnah- 
men zu ergreifen? 

Hält es die Bundesregierung nach wie vor für 
richtig, daß nach § 1 Abs. 2 des Arbeitsplatz- 
schutzgesetzes kommunale Krankenanstalten, 
auch von kleineren Städten, das Gehalt von 
dort beschäftigten Ärzten für die volle Dauer 
des Grundwehrdienstes zahlen müssen, wenn 
die Einberufenen über 25 Jahre alt sind? 

Hält die Bundesregierung eine Förderung des 
Studiums deutscher Ärzte in den Vereinigten 
Staaten mit dem Ziel der Erlernung moderner 
Methoden zur Behandlung von Hirnschäden 
für erforderlich, oder glaubt sie, daß entspre- 
chende Rehabilitationszentren in der Bundes- 
republik Deutschland auch ohne Ärzte mit 
dieser Ausbildung eingerichtet werden kön- 
nen? 
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75. Abgeordneter 
Walkhoff 


Wann beabsichtigt die Bundesregierung, die 
Sperrung der Gelder für den Verband deut- 
scher Studentenschaften aufzuheben? 


76. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Regierung 
Dr. Slotta auf Grund der jüngsten Äußerungen der euro- 

päischen Jugendorganisationen und der offizi- 
ellen Verhandlungen über die Errichtung eines 
Europäischen Jugendwerkes, daß eine geeig- 
nete Form gefunden wird, die von Anfang an 
auch eine Beteiligung osteuropäischer Staaten 
als Mitglieder unter Einbeziehung osteuropäi- 
scher Jugendorganisationen und Jugendlicher 
gewährleistet? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


77. Abgeordneter 
Schlee 


78. Abgeordneter 

Kleinert 


79. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


80. Abgeordneter 
Dr. Wagner 
(Trier) 


81. Abgeordneter 
Dr. Wagner 
(Trier) 


Ist die Bundesregierung bereit, bei der Pla- 
nung und beim Bau neuer Bundesautobahnen, 
die durch wildreiche Gegenden führen, die Er- 
richtung von Wildschutzzäunen vorzusehen, 
die bis zur Anpassung des Wildes an die 
neuen Umweltverhältnisse Wildunfälle im 
Straßenverkehr verhindern sollen, und wer 
soll — bejahendenfalls — nach der Vorstel- 
lung der Bundesregierung die Kosten für die 
Errichtung der Schutzanlagen einerseits und 
andererseits für deren Unterhaltung tragen? 

Hält es die Bundesregierung für notwendig, 
zur Beseitigung der in zunehmendem Maße 
auftretenden Schwierigkeiten, für den neben- 
amtlichen Beobachtungsdienst des Deutschen 
Wetterdienstes geeignete Mitarbeiter zu fin- 
den, die diesen Beobachtern gewährte Auf- 
wandsentschädigung wesentlich zu erhöhen? 

In welchem Umfang können Grundstücke, die 
beim Bau von Bundesbahnstrecken von Städ- 
ten und Gemeinden zum Teil unentgeltlich zur 
Verfügung gestellt wurden und nun infolge 
der Stillegung der Bahnstrecke nicht mehr be- 
nötigt werden, den Gemeinden wieder zurück- 
übertragen bzw. Ersatzgrundstücke zur Ver- 
fügung gestellt werden? 

Hält die Bundesregierung es für vertretbar, 
daß die Benutzer der Omnibusse der Deutschen 
Bundesbahn und der Deutschen Bundespost 
wegen Uberfüllung der Busse vor allem in den 
Zeiten des Berufsverkehrs zu einem sehr be- 
trächtlichen Teil keinen Sitzplatz finden? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, diesen Zustand nach und nach zu ver- 
bessern? 
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82. Abgeordneter 
Josten 


83. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


84. Abgeordneter 

Picard 


85. Abgeordneter 

Picard 


86. Abgeordneter 

Dr. Gatzen 


87. Abgeordneter 

Dr. Gatzen 


88. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


89. Abgeordneter 
Dr. Arnold 


In welcher Weise wird die Bundesregierung 
1971 die Bemühungen um die Verbesserung 
der Rennstrecke des Nürburgringes unterstüt- 
zen? 


Ist der von der Deutschen Lufthansa seit kur- 
zem im Liniendienst eingesetzte „Jumbo- Jet" 
(Boing Jet 747) uneingeschränkt flugfähig oder 
muß auf Grund der immer wieder auftreten- 
den Verspätungen bzw. Flugausfälle angenom- 
men werden, daß noch erhebliche technische 
Mängel an diesem Flugzeug bestehen, die 
einen reibungslosen und pünktlichen Verkehr 
noch nicht gewährleisten? 


Welche Auffassung vertritt die Bundesregie- 
rung zu den in jüngster Zeit mehrfach in der 
Öffentlichkeit erhobenen starken Bedenken 
wegen der negativen Folgen des zur Beseiti- 
gung von Eis und Schnee auf den Straßen 
verwandten Streusalzes auf Grundwasser, 
Pflanzenwuchs, Haltbarkeit der Straßendecke 
und Lebensdauer der Fahrzeuge? 


Ist aus Erfahrungen in Ländern, z. B. Öster- 
reich, die im Winter statt Streusalz nicht 
aggressive Streumittel, z. B. groben Kies, ver- 
wenden, zu entnehmen, daß auch auf diese 
Weise eine hinreichende Sicherheit im Ver- 
kehr gewährleistet ist? 


Hat das Bundesverkehrsministerium die ehe- 
malige L 162 (Erfttalstraße) zur BAB A 203 
aufgestuft, ohne zu berücksichtigen, daß der 
Ausbau dieser Straße von der EB 264 südlich 
Kerpen bis nach Bedburg vom Land Nord- 
rhein-Westfalen voll finanziert war und vor 
der unmittelbaren Bauausführung stand? 


Falls Informationen zutreffen, wonach das 
Land Nordrhein-Westfalen die hierfür bereit- 
gestellten Mittel inzwischen anderweitig ver- 
plant haben soll: was gedenkt die Bundes- 
regierung zu tun, um die drohende Verzöge- 
rung beim Ausbau dieser Straße zu vermei- 
den? 


Aus welchen Gründen war es bisher nicht 
möglich, Leitungskapazität für die Überprü- 
fung der Herzschrittmacher zur Verfügung zu 
stellen? 


Hält die Bundesregierung jetzt oder in abseh- 
barer Zeit eine Anhebung der Grundgebühren 
für Telefonanschlüsse und eine Erhöhung der 
Einrichtungsgebühren für erforderlich? 
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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 

90, Abgeordneter Warum hat die Bundesregierung in ihrer am 
Lampersbadi 2./3. Januar 1971 in deutschen Tageszeitungen 

veröffentlichten Anzeige „Jetzt stehen Sie sich 
besser" in der Rubrik „Krankenversicherung" 
nicht auch ausdrücklich auf die Möglichkeit 
hingewiesen, daß Angestellte, die nicht ver- 
sicherungspflichtig sind, ihre private Kranken- 
versicherung fortsetzen können? 

91. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 

Lampersbadi solche Information in einer aus öffentlichen 

Haushaltsmitteln finanzierten Anzeige vertret- 
bar ist? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


92. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Bestre- 

Dr. Jahn bungen der EWG, durch Koordination und Ko- 

(Braunschweig) Operation die Handelspolitik im Mittelmeer- 
raum zwischen der EWG und der nationalen 
Außenhandelspolitik der Mitgliedstaaten zu 
harmonisieren? 

93. Abgeordneter Wird die Bundesregierung in der EWG eine 

Dr. Jahn Politik unterstützen, die darauf gerichtet ist, 

(Braunschweig) daß die EWG und ihre Mitgliedstaaten in der 

Mittelmeerpolitik mit einer Stimme sprechen? 

94. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, eine inten- 

Schlee sivere Förderung der deutschen Auslands- 

schulen mit dem Ziele, eine sozial gerechtere 
Zusammensetzung der Schülerschaft nach dem 
Leistungsprinzip zu erreichen und durch den 
Ausbau von Gesamtschulen — etwa unter Ein- 
bezug eines technisch-kaufmännischen Zwei- 
ges — differenzierte Schulabschlüsse zu er- 
möglichen? 

95. Abgeordneter Trifft es zu, daß man bereits einen Tag nach 

Biehle Unterzeichnung des deutsch-polnischen Ver- 

trages u. a. in Oppeln Demonstrationen gegen 
Deutsche mit den Parolen „Heraus mit den 
Oberschlesiern — wir fordern ein reines Po- 
len" veranstaltete und damit eine Entwicklung 
einleitete, die in immer stärker werdenden 
Schikanen und Drohungen auch an den Ar- 
beitsplätzen vor allem gegen solche Deutsche 
ausarten sollen, die in die Bundesrepublik 
Deutschland umsiedeln wollen, und was wird 
die Bundesregierung unternehmen, um diese 
Deutschen über Aussiedlungsmöglichkeiten 
durch die polnischen Behörden informieren zu 
lassen? 
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96. Abgeordneter 
Biehle 


97. Abgeordneter 

Rollmann 


98. Abgeordneter 

Rollmann 


Ist die Bundesregierung bereit, sofort alle er- 
denklichen Schritte zu unternehmen, damit 
auch der Minderheitenschutz der Deutschen in 
Polen durch die polnische Regierung garantiert 
wird und auch deutschen Aussiedlern keine 
vermögensrechtlichen Nachteile entstehen, wie 
dies nach Meldungen der Würzburger Main- 
Post und des Schweinfurter Tagblattes vom 
19. Dezember 1970 zur Zeit durch entschädi- 
gungslose Aufgabe u. a. von Haus- und 
Grundbesitz der Fall ist? 

In welchen Presse-, Rundfunk- und Fernseh- 
organen oder in welcher sonstigen Weise hat 
die polnische Regierung die Deutschen in den 
Oder-Neiße-Gebieten über ihre „Information 
über Maßnahmen zur Lösung humanitärer 
Probleme“ vom November 1970 und über die 
Ausreisemöglichkeiten für diesen Personen- 
kreis in die Bundesrepublik Deutschland oder 
in die DDR unterrichtet? 

Was hat die Bundesregierung getan, um die 
Deutschen in den Oder-Neiße-Gebieten über 
die „Information" der polnischen Regierung 
„über Maßnahmen zur Lösung humanitärer 
Probleme" und über ihre Ausreisemöglich- 
keiten zu unterrichten? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


1. Abgeordneter Welche Meinung hat die Bundesregierung zu 

Baeuchle einem Bericht in der Illustrierten „Stern" Nr. 

51/1970 über angeblich zahlreiche — ohne 
Wissen der Anschlußinhaber — eingebaute 
Mini-Abhöranlagen („Wanzen") in Fernsprech- 
geräten im Bonner Regierungs viertel? 

2. Abgeordneter Wieviel Personen (aufgeschlüsselt nach Alter 

Wuwer und Geschlecht) haben in den vergangenen 

Jahren im Wege der Familienzusammenfüh- 
rung ihren Wohnsitz von der DDR in die Bun- 
desrepublik Deutschland verlegen können? 

3. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, aus Anlaß der 

Gnädinger Brandkatastrophe in Überlingen am Bodensee 

die Ausstattung des Technischen Hilfswerkes 
und des Zivilen Bevölkerungsschutzes mit 
Gerät zu überprüfen und dabei die größere 
Leistungsfähigkeit des Technischen Hilfswer- 
kes zu berücksichtigen? 

4. Abgeordneter Trifft es zu, daß in Eichstätt (Bayern) und an 

Gnädinger anderen Orten Gerät und Fahrzeuge des Zivi- 

len Bevölkerungsschutzes aus Personalmangel 
ungenützt lagern? 

5. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für gerechtfertigt, 

Dröscher daß einem versorgungsberechtigten Arbeiter 

oder Angestellten des öffentlichen Dienstes, 
der seine Versorgungsbezüge nach § 52 Abs. 2 
und 3 G 131 erhält, die für die Zeit vom 9. Mai 
1945 bis zum Tage der zur Ruhesetzung, also 
aus eigenem Beitragsaufkommen erarbeitete 
und gewährte Rente, auf die Versorgungsbe- 
züge angerechnet wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


6. Abgeordneter Welche Initiativen hat die Bundesregierung 

Dr. Lenz im vergangenen Jahr zur Förderung des Ju- 

(Bergstraße) ristenaustausches zwischen Deutschland und 

Japan ergriffen? 

7. Abgeordneter Welche gedenkt sie im kommenden Jahr zu 

Dr. Lenz ergreifen? 

(Bergstraße) 
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8. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung oder der 

Erhard Bundesminister der Justiz ein weiteres Straf- 

(Bad Schwalbadi) rechtsänderungsgesetz zu erarbeiten und dem 

Deutschen Bundestag zuzuleiten, mit dem Ver- 
haltensweisen unter Strafe gestellt werden 
sollen, die im Zusammenhang mit der Erlan- 
gung von Subventionen aus öffentlichen Kas- 
sen begangen werden (Subventionsschwindel)? 

9. Abgeordneter Aus welchen Gründen glaubt — bejahenden- 

Erhard falls — der Bundesminister der Justiz, die 

(Bad Schwalbach) Rechtsordnung komme mit den einschlägigen 

Straftatbestimmungen, insbesondere der des 
Betrugs, nicht aus? 

10. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die in 

Picard einem Artikel in der Beilage „Zeitung für 

Frankfurt" der „FAZ" vom 9. Januar 1971 un- 
ter der Überschrift „Polizei entdeckt Pläne für 
Überfall auf Waffenlager der Bundeswehr" 
geschilderte Haftpraxis der Staatsanwaltschaft 
im Hinblick darauf, ob durch eine solche Praxis 
die Aufgabe der Polizei, Verbrechen zu ver- 
hüten und aufzuklären, in einem höheren 
Maße erschwert wird, als es bestimmt ist durch 
Gesetze, an die die Staatsanwaltschaft gebun- 
den ist? 

11. Abgeordneter Erwägt die Bundesregierung im Rahmen der 

Picard von ihr wiederholt angekündigten Bemühun- 

gen um verbesserte Verbrechensbekämpfung 
und verstärkte innere Sicherheit eine Ände- 
rung der gegenwärtig geltenden haftrechtli- 
chen Bestimmungen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


12. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung in der Prosperitäts- 

Schiller klausel des Entwurfes eines Gesetzes zur För- 

(Bayreuth) derung des Zonenrandgebietes, Drucksache 

VI/1548, nicht eine Gefahr, daß die betroffenen 
Betriebe die Bilanz dergestalt vorlegen, daß 
sie etwa Geld ins Ausland geben, dadurch der 
Bilanz nach unterkapitalisiert sind und deshalb 
von der Möglichkeit der Sonderabschreibung 
Gebrauch machen können? 

13. Abgeordneter Kann die Bundesregierung unabhängig vom 

Feilermaier Stand des Verfahrens beim Landgericht Augs- 

burg in Sachen Süddeutscher Getreide Skandal 
aus dem Jahre 1966/67 mitteilen, ob durch 
finanzrechtliche Maßnahmen inzwischen der 
Schaden von nahezu 15 Millionen DM durch 
die Beteiligten teilweise oder ganz wiedergut- 
gemacht ist? 
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14. Abgeordneter Wie hoch ist in den Kommunen, die eine 

Weigl Lohnsummen Steuer erheben, der Anteil dieser 

Steuer an den Gesamtsteuereinnahmen? 

15. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Bundesregierung den 

Weigl Kommunen zur Behebung der Finanzmisere 

die Einführung der Lohnsummensteuer emp- 
fiehlt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


16. Abgeordnete Wie lauten die Untersuchungsergebnisse der 
Frau Dr. Walz an der Emission der Bildungsanleihe beteilig- 
ten Ressorts über die Aufnahmefähigkeit und 
-Willigkeit des deutschen Kapitalmarktes? 

17. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die optimistische 

Wuwer Ansicht der Ruhrkohle AG. hinsichtlich der 

zukünftigen Entwicklung des Steinkohle berg- 
baus? 

18. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung mit den Bestim- 

Dr. Apel mungen des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe- 

schränkungen vereinbar, daß die großen che- 
mischen Reinigungsanstalten Hamburgs ein- 
heitlich ab 1. Januar 1971 von ihren Kunden 
die Vorausbezahlung der zur Reinigung an- 
gelieferten Textilien fordern wollen? 

19. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung in dieser Verbes- 

Dr. Apel serung der Erträge dieses Dienstleistungsbe- 

reiches nicht auch die Gefahr, daß andere Be- 
reiche des Dienstleistungsgewerbes, die im 
Dienste der Hausfrau stehen, diesem Beispiel 
folgen könnten und damit ebenfalls den Kon- 
sumenten erheblich benachteiligen? 

20. Abgeordneter Welche Verhältnisse bestehen in der Bundes- 

Biechele republik Deutschland für die Aufgaben des 

Abschleppdienstes bei Verkehrsunfällen? 

21. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Biechele rung, diese Verhältnisse übersichtlicher und 

seriöser zu gestalten, etwa durch die Festle- 
gung eines Berufsbildes für diesen Aufgaben- 
bereich mit den damit verbundenen Regelun- 
gen und Sicherungen zugunsten der Betroffe- 
nen? 

22. Abgeordneter Inwieweit stimmt der Bundesminister für Wirt- 

Schröder schaft der Forderung der Bundesanstalt für 

(Wilhelminenhof) Bodenforschung zu, daß als Basis für alle infra- 
strukturellen Entscheidungen die hydrogeolo- 
gische Prospektion mit absolutem Vorrang 
betrieben werden muß? 
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23. Abgeordneter Ist die Bundesregierung angesichts der Tat- 
Schröder sache, daß es über das Grundwasservorkom- 

(Wilhelminenhol) men im niedersächsischen Küstengebiet zwi- 
schen Elbe und Ems noch immer keine Klarheit 
gibt, bereit, die Untersuchungen der Bundes- 
anstalt für Bodenforschung in diesem Raum 
und die Erforschung von Meerwasser-Entsal- 
zungsanlagen in beschleunigtem und verstärk- 
tem Maße zu unterstützen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


24. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Bundesregierung die 

Höcherl Mittel für die Verbreitung des Tierschutzge- 

dankens gegenüber dem Deutschen Tierschutz- 
bund e. V. 1971 einschränken will, um die 
Mittel nur noch an eine sogenannte Dachorga- 
nisation aller Tierschutz verbände umleiten zu 
können? 

25. Abgeordneter Welche Begründung hat die Bundesregierung 

Höcherl für diese einschränkenden Maßnahmen? 

26. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Cramer die für die Existenzgrundlage der Bevölkerung 

und die Kureinrichtungen immer bedrohlicher 
werdende Abnahme der Randdünen im Bereich 
des Hauptbadestrandes der Nordseeinsel Lan- 
geoog zu verhindern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


27. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 

Jung die vorgesehene Umstellung des Heeresflie- 

gerbataillon 100 in Rheine-Bentlage auf Regi- 
mentsstärke die Anzahl der Offiziere sich ver- 
sechsfachen wird, bislang jedoch noch ein Of- 
fiziersheim überhaupt fehlt, und wie gedenkt 
die Bundesregierung, diesen Mangel schnell- 
stens zu beheben? 

28. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß für das 

Jung Leichte Kampfgeschwader 42 in Sobernheim 

dringend eine Turnhalle benötigt wird, deren 
Rohbau bereits seit über einem Jahr steht, 
und bis zu welchem Zeitpunkt gedenkt die 
Bundesregierung, diese Turnhalle fertigzustel- 
len und für das Leichte Kampfgeschwader 42 
nutzbar zu machen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


29. Abgeordneter Besteht nach Ansicht der Bundesregierung 
Dr. Häfele nicht ein Widerspruch zwischen ihrer schrift- 

lichen Antwort vom 4. November 1970 auf 
meine Fragen, das Verbot gesundheitsbezoge- 
ner Werbung betreffend, in der sie versichert, 
daß durch die neue Regelung eine sachgerechte 
Unterrichtung des Verbrauchers über den Zu- 
sammenhang zwischen richtiger Ernährung und 
Gesundheit nicht behindert, sondern im Ge- 
genteil gefördert würde, und dem § 18 des Re- 
ferentenentwurfs eines Gesetzes zur Neuord- 
nung und Bereinigung des Rechts im Verkehr 
mit Lebensmitteln, Tabakerzeugnissen, kosme- 
tischen Erzeugnissen und Bedarfsgegenständen 
des Bundesministeriums für Jugend, Familie 
und Gesundheit vom Juni 1970, der ein gene- 
relles Verbot gesundheitsbezogener Werbung 
darstellt, auch wenn sie wahrheitsgemäß ist? 


30. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den § 18 des 
Dr. Häfele Referentenentwurfs so zu modifizieren, daß 

die gesundheitliche Ernährungsberatung in 
vollem Umfange gewährleistet bleibt? 


31. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Hilfsmaß- 
Wolf nahmen für Taubstumme im Rahmen des Bun- 

dessozialhilfegesetzes entsprechend den be- 
sonderen Bestimmungen für Blinde zu regeln, 
oder kann sie Gründe nennen, die die bishe- 
rige unterschiedliche Behandlung dieser beiden 
Gruppen von Behinderten rechtfertigen? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


32. Abgeordneter Ist es richtig, daß die Bahnstrecke Oldesloe — 
Dr. Beermann Ratzeburg endgültig stillgelegt werden soll, 
und, falls dies geplant sein sollte, ist dabei 
berücksichtigt, daß im Zuge der in Aussicht 
genommenen Verhandlungen mit der DDR ein 
Grenzübergang bei Ratzeburg geöffnet wer- 
den könnte, so daß im Falle einer Schließung 
dieser Eisenbahnstrecke keine direkte Eisen- 
bahnverbindung in das Landesinnere mehr 
angeboten werden kann? 
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33. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


34. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


35. Abgeordneter 

Dröscher 


36. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


37. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


38. Abgeordneter 

Dr. Jobst 


39. Abgeordneter 

Dr. Müller 
(München) 


40. Abgeordneter 

von Thadden 


Welches sind die noch fehlenden rechtlichen 
Voraussetzungen für den Bau der Umgehungs- 
straße Raunheim im Zuge der B 43? 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, schnellstens diese Voraussetzungen zu 
schaffen? 


Wann können die Bürger der Stadt Ingel- 
heim/Rheinhessen, die wie kaum eine andere 
Stadt durch den beschrankten Bahnübergang 
einer Bundesbahnhauptstrecke in zwei Teile 
getrennt ist, damit rechnen, daß dieser Zustand 
durch eine Überführung beseitigt wird? 


Ist die Bundesregierung bereit, die wiederholt 
gegebene Zusage, daß das seit 1955 errichtete 
Luftfahrt-Bundesamt, sowohl aus technischen 
als auch aus politischen Gründen (Zonenrand- 
gebiet) nicht in den Westen verlegt wird, auf- 
recht zu erhalten? 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß der 
Sitz des Luftfahrt-Bundesamtes am Flughafen 
in Braunschweig insofern allen Erfordernissen 
entspricht, als alle technischen Einrichtungen 
vorhanden sind für fliegerische Inübunghal- 
tung der im Amt tätigen Inhaber von Luft- 
fahrtscheinen (wenig frequentierter Flugplatz), 
das Training von Flugbetriebsprüfem in Zu- 
sammenarbeit mit dem Flugplatz Hannover 
durchgeführt werden kann, die Unfalluntersu- 
chung unter Umgehung der Ballungszentren in 
Ost-West- und Nord-Süd-Richtung Autobah- 
nen benutzen kann? 


Wann gedenkt die Bundesregierung, die Orts- 
durchfahrt im Zuge der B 14 in Waidhaus/Opf. 
auszubauen? 


Ist die Bundesregierung bereit, den Vorschlag 
des Bundes Naturschutz in Bayern aufzuneh- 
men, zum Schutze von 400 ha Wald um Mün- 
chen nur einen östlichen Fernstraßenring zwi- 
schen Stuttgarter-, Berliner- und Salzburger- 
Autobahn zu bauen, diesen aber achtspurig 
anzulegen? 


Stimmt es, daß die Deutsche Bundespost seit 
längerem im Raum Saarbrücken zur Verbesse- 
rung der Empfangsmöglichkeiten im Saarland 
den Bau eines Fernsehturms plant, und daß das 
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Grundstück der Deutschen Bundespost seit 
längerer Zeit von der Stadt Saarbrücken über- 
geben worden ist und lediglich der Abriß des 
noch stehenden Schwarzenbergturmes der Ver- 
waltung der Deutschen Bundespost Schwierig- 
keiten bereitet und den Beginn der Bauarbei- 
ten verzögert? 


41. Abgeordneter 
von Thadden 


Wie weit sind die Planungen der Deutschen 
Bundespost gediehen, und wann ist mit dem 
Baubeginn des Turmes zu rechnen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


42. Abgeordneter Handelt es sich bei der vom Bund an die rund 
Rock 300 Zeitschriften der Heimatvertriebenen und 

der Ostdeutschen Landsmannschaften gezahl- 
ten Zuschüsse um namhafte Beträge, und hat 
diese Presse beim Aufbau der Bundesrepublik 
Deutschland und der Eingliederung von Mil- 
lionen Heimatvertriebenen einen staatsbürger- 
lich wertvollen Dienst geleistet? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


43. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung im Rahmen 
Lenzer ihrer Förderungsabsichten der elektronischen 

Datenverarbeitung die Tätigkeit des Deut- 
schen Rechenzentrums (DRZ) Darmstadt? 


44. Abgeordneter Wird die Bundesregierung ggf. ihren Einfluß 

Lenzer geltend machen, eine Auflöung des DRZ aus 

Sparsamkeitserwägungen des Landes Hessen 
zu verhindern? 


45. Abgeordnete Wo bzw. in welchem Umfang werden die 
Frau Dr. Walz Möglichkeiten der elektronischen Datenver- 
arbeitung für die Bildungsverwaltung nutzbar 
gemacht? 
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46. Abgeordneter Welche Sachgründe sprechen dagegen, das 
Dichgans englische System der Zulassung zum medizi- 

nischen Studium, welches über alle Bewerber 
zentral entscheidet, durch eine vom Bund an- 
geregte und geförderte Vereinbarung der Län- 
der auch in der Bundesrepublik Deutschland 
einzuführen? 


Bonn, den 15. Januar 1971 



